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772. Verordnung: Änderung der Verordnung, mit der Arten von Betriebsanlagen bezeichnet
werden, die dem vereinfachten Genehmigungsverfahren zu unterziehen
sind

773. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Forstlichen Ausbildungsstätten
774. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Schulzeit an den Schulen zur Ausbil-

dung von Leibeserziehern und Sportlehrern
775. Kundmachung: Aufhebung des § 7 Abs. l der Verordnung über die Vermeidung und Ver-

wertung von Verpackungsabfällen und bestimmten Warenresten durch den
Verfässungsgerichtshof

772. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten zur Änderung
der Verordnung, mit der Arten von Betriebsanlagen bezeichnet werden, die dem verein-

fachten Genehmigungsverfahren zu unterziehen sind
Auf Grund des § 359b Abs. 2 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 und der Kundmachungen BGBl. Nr. 264/1995 und BGBl. Nr 691/1995
wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der Arten von Be-
triebsanlagen bezeichnet werden, die dem vereinfachten Genehmigungsverfahren zu unterziehen sind,
BGBl. Nr. 850/1994, wird wie folgt geändert:

Der § l wird wie folgt geändert:
a) In der Z l wird nach den Worten „wiedergegeben wird" folgender Klammerausdruck eingefügt:

„(nicht unter dieses Musizieren bzw Wiedergeben von Musik fällt bloße Hintergrundmusik, die leiser ist
als der übliche Gesprächston der Gäste)"

b) Am Ende der Z 11 wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt,
c) Nach der Z 11 werden folgende Z 12 bis 29 angefügt:

„12. Anlagen zur Herstellung von Betonwaren bis zu einer täglichen Verarbeitungsmenge von 5 t
Zement;

13. Anlagen zur Erzeugung von Kunststeinen bis zu einer täglichen Verarbeitungsmenge von l t
Zement;

14. Anlagen zur Be- oder Verarbeitung von Metallen überwiegend mittels spanabhebender Einrich-
tungen in einer Maschinenhalle;

15. Anlagen zur Erzeugung oder Instandsetzung von Kommunikationsgeräten (Sende-, Empfangs-
und Übertragungseinrichtungen) mit höchstens 20 Bearbeitungsplätzen;

16. Anlagen zur Bearbeitung von tafelförmigen Metallen, in denen Abkantpressen bis zu einer Be-
arbeitungsbreite von 3,2 m eingesetzt werden (Bauspengleranlagen);

17 Anlagen zur Erzeugung oder Instandhaltung von chirurgischen und medizinischen Instrumenten
mit höchstens 20 Bearbeitungsplätzen;

18. Anlagen zur Herstellung oder Instandhaltung von Booten mit einem monatlichen Rohmateri-
aleinsatz von höchstens 10 t;

19. Anlagen zur Verarbeitung von Textilien zu. Kleidern, Wäschewaren oder Miederwaren mit
höchstens 30 selbständigen Nähvorrichtungen in Gebäuden, in denen sich keine Wohnungen
befinden;

20. Anlagen zur kürschner- oder säcklermäßigen Bearbeitung von Fellen mit höchstens 20 selb-
ständigen Nähvorrichtungen in Gebäuden, in denen sich keine Wohnungen befinden;
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21. Anlagen zur Herstellung oder Instandsetzung von Schuhwerk und Lederwaren mit höchstens
20 Maschinen zur Verbindung der einschlägigen Materialien;

22. Anlagen zur Herstellung von Spielzeug mit Ausnahme von elektrisch betriebenem Spielzeug
und von Chemiekästen;

23. Anlagen zur Lagerung von Malerei- und Anstrichbetriebsmitteln bis zu einer Lagerfläche
von 125 m2;

24. Anlagen zur Bearbeitung von Natur- oder Kunststein, in denen Steinschneidgeräte mit einer
Schneidtiefe von höchstens 12 cm in einer Maschinenhalle verwendet werden;

25. Anlagen zum Entwickeln von Filmen oder Ausarbeiten von Fotografien bis zu einer monatlichen
Menge an Entwicklungsgut von 26 000 m;

26. Anlagen zur Reinigung von Tankeinrichtungen mit höchstens zwei Bearbeitungsplätzen;
27 Anlagen zur Herstellung oder Instandsetzung von Waffen mit höchstens 20 Bear-

beitungsplätzen;
28. Anlagen zum Einstellen und Betreuen von höchstens 35 fremden Reittieren;
29 Fernwärmeleitungsnetze zur flächenmäßigen Verteilung von Fernwärme mit einer Betriebstem-

peratur von höchstens 120° C."

Ditz

773. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die Ver-
ordnung über die Forstlichen Ausbildungsstätten geändert wird

Auf Grund des § 132 des Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr 440, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr 532/1995, wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über die Forstlichen Ausbil-
dungsstätten, BGBl. Nr. 508/1991, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. Nr 915/1994, wird wie
folgt geändert:

l § 5 Abs. l lautet:
„(1) Ein Punkt der in dieser Verordnung festgesetzten Beiträge entspricht einem Betrag von

13,17 S."
2. § 6 Abs. 3 lautet:
„(3) § 5 Abs. l in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr 773/1995 tritt mit l Jänner 1996 in

Kraft."

Molterer

774. Verordnung des Bundesministers für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten,
mit der die Verordnung über die Schulzeit an den Schulen zur Ausbildung von Leibeser-

ziehern und Sportlehrern geändert wird
Auf Grund des § 10 Abs. 3 des Bundesgesetzes über Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern

und Sportlehrern, BGBl. Nr. 140/1974, wird verordnet:
Die Verordnung über die Schulzeit an den Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern und Sport-

lehrern, BGBl. Nr 396/1980, wird wie folgt geändert:
1. In § 2 Abs. 2 lautet der dritte Satz:

„Die Semesterferien dauern eine Woche und beginnen in den Bundesländern Niederösterreich und Wien
am ersten Montag im Februar, in den Bundesländern Burgenland, Kärnten, Salzburg, Tirol und Vorarl-
berg am zweiten Montag im Februar und in den Bundesländern Oberösterreich und Steiermark am dritten
Montag im Februar"

2. In § 3 lautet der erste Satz:
„Soweit Lehrgänge unter Einbeziehung von Formen des Fernunterrichtes geführt werden, darf der Unter-
richt auch während der Hauptferien und der Semesterferien (§ 2 Abs. 2) sowie an den gemäß § 2 Abs. 4
schulfreien Tagen - ausgenommen der 24., 25. und 26. Dezember - stattfinden, sofern dies im Hinblick
auf die Berufstätigkeit der Lehrgangsteilnehmer erforderlich ist."
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3. In § 6 erhält der bisherige Text die Absatzbezeichnung „(1)" und wird folgender Absatz 2 ange-
fügt:

„(2) § 2 Abs. 2 und § 3 dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr 774/1995
treten wie folgt in Kraft:

l. § 2 Abs. 2 mit l Februar 1997 und
2. § 3 mit l Jänner 1996."

Gehrer

775. Kundmachung des Bundesministers für Umwelt über die Aufhebung des § 7 Abs. l
der Verordnung über die Vermeidung und Verwertung von Verpackungsabfällen und

bestimmten Warenresten durch den Verfässungsgerichtshof
Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG wird kundgemacht:
(1) Der Verfässungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 12. Oktober 1995, V 127/17, dem Bundes-

minister für Umwelt zugestellt am 20. Oktober 1995, den § 7 Abs. l der Verordnung des Bundesministers
für Umwelt, Jugend und Familie über die Vermeidung und Verwertung von Verpackungsabfällen und
bestimmten Warenresten (VerpackVO), BGBl. Nr. 645/1992, idF 457/1995 als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. September 1996 in Kraft.

Bartenstein


